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1. Die derzeitige Lage auf den Energiemärkten in 
Europa und in den übrigen Industrieländern der 
westlichen Welt ist nicht frei von Spannungen. 
Die Energiepreiso, insbesondere für Mineralöl- 
produkte und Kokskohle, sind weltweit in Be- 
wegung geraten. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist auf Grund ihrer engen internationalen 
Verflechtung, vor allem im Mineralölbereich, von 
dieser Entwicklung nicht unberührt geblieben. 
Sie ist von den ungünstigen Auswirkungen die- 
ser Entwicklung z. T. weniger betroffen als ihre 
Partnerstaaten. 

Die derzeitigen Tendenzen auf den Weltenergie- 
märkten sind die Folge des Zusammentreffens 
verschiedener Faktoren: 

— Die weltweite gute Konjunktur hat in allen 
westlichen Ländern zu einer teilweise stürmi- 
schen Expansion der Energienachfrage ge- 
führt. 

— Die besonderen Anspannungen auf dem ame- 
rikanischen Energiemarkt hatten zur Folge, 
daß die USA in verstärktem Maße als Mine- 
ralölimporteur auf dem übrigen Weltmarkt 
aufgetreten sind. Zugleich sind die USA als 
Kokskohleexporteur an Grenzen gestoßen, 
was mit zu der internationalen Anspannung 
auf diesem Markt beigetragen hat. 

- — In die gleiche Richtung wirkte sich auf den 
Weltenergiemärkten auch der extreme An- 
stieg des Energiebedarfs in Japan aus, das 


hinsichtlich seines Mineralöl- und Kokskohle- 
bedarfs in hohem Maße auf Importe ange- 
wiesen ist. 

— Die von diesen beiden Ländern international 
ausgehenden Einflüsse sind nicht ohne Aus- 
wirkungen auf Europa geblieben, das 64Vo 
seines gesamten Energieverbrauchs auf dem 
übrigen Weltenergiemarkt deckt. 

— Angesichts dieser Nachfrageentwicklung ha- 
ben sich verschiedene Friktionen auf der An- 
gebotseite besonders nachteilig ausgewirkt: 

^ Die Schließung der TAPline, mit einer 
Kapazität von ungefähr 23 Millionen t 
p. a., über die ein Teil der Rohölproduk- 
tion Saudi-Arabiens zum Mittelmeer trans- 
portiert wurde, hatte zur Folge, daß diese 
Rohölmengen auf dem Umweg über das 
Kap der Guten Hoffnung verschifft werden 
müssen. 

Ein gerade für die Bundesrepublik Deutsch- 
land und Europa bedeutsames Förderland 
machte einer Reihe von Mineralölgesell- 
schaften die Auflage, die Förderung — in 
verschiedenen Fällen — - um bis zu 50®/o 
zu drosseln. Die ausfallenden Fördermen- 
gen mußten zum größten Teil aus trans- 
portungünstigeren Erdölregionen ersetzt 
werden. 

— Die durch die Schließung der TAPline und 
die erwähnten Fördereinschränkungen be- 
dingte Umleitung der Versorgungsströme 
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haben das nach der Sperrung des Suez- 
kanals nur mühsam hergesteilte Gleichge- 
wicht auf dem Welttankermarkt gestört 
und die seit 10 Jahren bedeutendste Haus- 
se der Frachtraten ausgelöst. 

= Und schließlich ist in einer Reihe von 
Förderländern die Tendenz festzustellen, 
die Abgaben der ausländischen Mineralöl- 
gesellschaften zu erhöhen. 

= Andererseits ist nicht zu verkennen, daß 
die damit verbundenen Kostensteigerun- 
gen auf der Rohölseite auf die deutschen 
Raffineriegesellschaften nicht sofort durch- 
schlagen, sondern sich erst allmählich über 
neu geschlossene Rohölliefer- und Charter- 
verträge auswirken werden. Ohne Zweifel 
spielt bei den vorweggenommenen Preis- 
erhöhungen auf dem Produktensektor die 
Tendenz der Mineralölgesellschaften, ihre 
Erlössituation zu verbessern, eine wichtige 
Rolle. 

2. Nach den jüngsten Kontakten in den zuständigen 
Gremien der OECD und der Europäischen Ge- 
meinschaften bestand weitgehende Übereinstim- 
mung in der Beurteilung der derzeitigen Ver- 
sorgungslage. 

Demnach kann festgestellt werden: 

a) Trotz der weltweit angespannten Lage im 
Mineralölbereich sind auch im kommenden 
Winter in der Bundesrepublik Deutschland 
mengenmäßig in keinem Verbrauchssektor 
ernste Yersorgungsprobleme zu erwarten, so- 
fern es nicht erneut zu Störungen in der 
Mineralölzufuhr kommt und die bevorstehen- 
de Frostperiode kein extremes Ausmaß an- 
nimmt. 

Die Preisentwicklung für Mineralölprodukte 
bereitet in allen westlichen Industrieländern 
Sorgen. 

Die Entwicklung der Heizölpreise in Europa 
ist unübersichtlich. Nach den der Bundesre- 
gierung zur Verfügung stehenden Vergleichs- 
daten hat eine Reihe von Ländern wesentlich 
stärkere Preissteigerungen als die Bundes- 
republik Deutschland zu verzeichnen. 

Die deutschen Preissteigerungen bewegen sich 
im Durchschnitt bei etwa 30®/o. Sie liegen 
damit zumindest im europäischen Mittel, 
wenn nicht gar darunter. 

b) Auf dem Kohlemarkt der Bundesrepublik 
Deutschland zeichnet sich eine Entspannung 
ab, die im wesentlichen darauf zurückzufüh- 
ren ist, daß sich die Stahlkonjunktur zuneh- 
mend normalisiert. Die Maßnahmen im Koks- 
sektor wie 


— Erweiterung und volle Auslastung der 
Kokereikapazitäten 

— Inanspruchnahme von Lohnverkokung im 
Ausland 

— völlige Liberalisierung der Kokseinfuhr 

— Rückgriffsmöglichkeit auf Ergänzungs- 
brennstoffe wie Steinkohlen- und Braun- 
kohlenbriketts 

werden das ihre dazu beitragen, daß es in 
diesem Winter weder für den Hausbrand- 
noch den industriellen Verbraucher zu fühl- 
baren Engpässen auf dem Koksmarkt kommt. 

Das gleiche gilt auch für die Kohleversorgung, 
insbesondere der Kraftwerke, die zudem im 
Durchschnitt für mehr als drei Wintermonate 
bevorratet sind. Einen wesentlichen Beitrag 
für die Verbesserung der Kohleversorgung 
leistet auch die von der Bundesregierung im 
Jahre 1970 vorgenommene Erhöhung der Ein- 
fuhrmöglichkeiten um 50®/o auf 9 Millionen t. 

Die Preisanhebungen auf dem Kohlemarkt 
der Bundesrepublik Deutschland — im Durch- 
schnitt etwa 30‘*/o — sind hinter dem Anstieg 
der Weltmarktpreise, insbesondere für Koks- 
kohle, zurückgeblieben. Inzwischen werden 
für Drittlandskokskohle selbst auf der Grund- 
lage alter Verträge 20 S /t cif europäische 
Häfen bezahlt. Nach den Feststellungen der 
europäischen Kommission betragen die Preise 
für neue Verträge schon 24 bis 25 S /t cif. Die 
Spot-Preise überschreiten selbst dieses Ni- 
veau in vielen Fällen und liegen etwa 50^/o 
über den Preisen des Vorjahres. 

c) Auf dem Erdgasmarkt der Bundesrepublik 
Deutschland ist es, wie schon in der letzten 
Antwort auf eine Kleine Anfrage zur Ener- 
giepolitik — Drucksache VI/1252 — von der 
Bundesregierung mitgeteilt wurde, vor kur- 
zem zu einer Ermäßigung des Borderpreises 
für niederländisches Erdgas gekommen. 

Die Ermäßigung des Borderpreises gibt den 
importierenden Gesellschaften nach Ansicht 
der Bundesregierung die Möglichkeit, bei 
steigendem Erdgasabsatz im Inland Preissen- 
kungen vorzunehmen, deren Art und Umfang 
von den Anforderungen des Marktes be- 
stimmt sein werden. 

Es liegen bisher keine Anhaltspunkte dafür 
vor, daß die in verschiedenen, aber keines- 
wegs in allen Erdgasverträgen verwendete 
Heizölklausel einer Weitergabe der Border- 
preissenkung im Wege steht. Davon abgese- 
hen kann die Preisklausel — soweit sie ver- 
einbart wurde — nicht ausschließlich auf die 
Interessenverflechtung von öl und Gas zu- 
rückgeführt werden. Sie wird auch von Fern- 
gasgesellschaften verwendet, an denen die 
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Mineralölgesellschaften, die die Erdgaslager- 
stätten in den Niederlanden und der Bundes- 
republik Deutschland weitgehend beherr- 
schen, nicht oder nur in sehr beschränktem 
Umfang beteiligt sind. Außerdem werden 
diese Klauseln häufig auf den ausdrücklichen 
Wunsch kleinerer und mittlerer Abnehmer in 
die Verträge aufgenommen. Dennoch ist die 
Heizölklausel wettbewerbspolitisch nicht un- 
bedenklich. Hierzu wird auf die Antwort zu 
Frage 8 verwiesen. 

d) Für den Bereich der Elektrizitätswirtschaft ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß im 
kommenden Winter eine voll ausreichende 
und sichere Versorgung der Bevölkerung und 
Wirtschaft mit elektrischer Energie gewähr- 
leistet ist. Um der Brennstoffversorgung der 
Elektrizitätswirtschaft flexibel Rechnung zu 
tragen, hat die Bundesregierung — neben 
der erwähnten Aufstockung des zollfreien 
Kohleeinfuhrkontingents — eine befristete 
Genehmigung für den Einsatz von schwerem 
Heizöl in solchen Kraftwerken erteilt, die auf 
Grund der Verstromungsgesetze an Kohle 
gebunden sind. Die derart für 1970 geneh- 
migte Menge von 0,6 Millionen t hat — an- 
gesichts des in diesem Jahr erwarteten Ge- 
samtverbrauchs von 27 Millionen t — die 
Versorgungslage beim schweren Heizöl nicht 
entscheidend beeinflußt. 

Die Bundesregierung vermag auch nicht die 
Ansicht zu teilen, daß die Preisentwicklung 
bei Steinkohle und schwerem Heizöl zwangs- 
läufig zu steigenden Strompreisen führen 
muß. Die Stromerzeugung beruht nur etwa 
zur Hälfte auf Heizöl und Steinkohle. Außer- 
dem sind eine Reihe von Faktoren zu berück- 
sichtigen, die kostensenkend wirken. Kurz- 
fristig gilt das insbesondere für den starken 
Anstieg der Kapazitätsauslastung der Kraft- 
werke und des Stromverteilungsnetzes; län- 
gerfristig dürfte sich auch die erhebliche Zu- 
nahme der kostengünstigeren Stromerzeu- 
gung aus Erdgas und Kernenergie sowie die 
anhaltende Verbrauchssteigerung vorteilhaft 
auswirken. 


1. Was gedenkt die Bundesregierung gegen den er- 
heblichen Preisanstieg auf dem Rohenergiemarkt 
zu tun? 

Der in der Frage generell unterstellte Preisanstieg 
auf dem Rohenergiemarkt trifft nicht für alle Pri- 
märeenergieträger zu. Der Erdgaspreis ist seit ge- 
raumer Zeit rückläufig. Die jüngste Borderpreis- 
senkung für niederländisches Erdgas bietet den 
importierenden Gesellschaften — wie erwähnt — 
die Möglichkeit zu weiteren marktgerechten Preis- 
senkungen. 


Für die Kosten- und Preisentwicklung bei der Kohle 
ist bedeutsam, daß durch die Neuordnung und Kon- 
zentration des Steinkohlenbergbaus an der Ruhr 
alle Möglichkeiten zur überbetrieblichen Rationali- 
sierung geschaffen worden sind. Es liegt auch im 
Interesse der nachhaltigen Wettbewerbsfähigkeit 
der Kohle, daß diese Rationalisierungsmöglichkeiten 
so rasch wie möglich genutzt werden. 

Bei der Entwicklung auf dem Mineralölmarkt han- 
delt es sich um weltweite Tendenzen, von denen 
die Bundesrepublik Deutschland z. T. weniger be- 
troffen ist als andere westliche Industriestaaten. 
Diese Tendenzen haben sich auch auf Länder mit 
einem reglementierten Mineralölmarkt ausgewirkt. 
Bei dem hohen Grad der internationalen Verflech- 
tung unserer Mineralölversorgung kann die Bundes- 
republik Deutschland nicht von den allgemeinen 
Entwicklungen des Weltmarktes unberührt bleiben. 
Die Bundesregierung wird aber im Rahmen ihres 
energie- und handelspolitischen Instrumentariums 
auch künftig darauf hinwirken, daß derartige Preis- 
effekte so gering wie möglich bleiben. Im Interesse 
der weiteren Gesundung des Steinkohlenbergbaus 
wird zwar auf die flankierenden Schutzmaßnahmen 
im ganzen nicht kurzfristig verzichtet werden kön- 
nen. Die Bundesregierung sieht es aber als möglich 
und zweckmäßig an, das Gewicht restriktiver Maß- 
nahmen gegenüber den konkurrierenden Energie- 
trägern weiter zu verringen. Im einzelnen wird hier- 
zu auf die Antworten zu Fragen 5 und 6 verwiesen. 


2. Sieht die Bundesregierung durch diese Entwicklung 
die Gefahr kostenbedingter internationaler Wett- 
bewerbsnachteile? 

Eine solche Gefahr sieht die Bundesregierung nicht. 
Die Veränderung bestimmter Energiepreise hat sich 
nicht isoliert in der Bundesrepublik Deutschland, 
sondern weltweit vollzogen. Die Bundesrepublik 
Deutschland schneidet dabei im internationalen Ver- 
gleich noch relativ günstig ab. 


3. Können die nach der Gründung der Einheitsgesell- 
schaft des Ruhrkohlenbergbaues eingetretenen 
Preiserhöhungen für Steinkohle allein mit gestie- 
genen Kosten begründet werden, oder liegt nicht 
teilweise eine Ausnutzung der durch die Kohlen- 
mangellage geprägten Marktsituation bzw. die 
Ausnutzung einer Monopolstellung vor? 

Der Steinkohlenbergbau hat seit längerer Zeit trotz 
beachtlicher Produktivitätsfortschritte Verluste hin- 
nehmen müssen. Lohn- und Gehaltserhöhungen, son- 
stige Tarifverbesserungen und Verteuerung der 
Materialkosten haben ihn seit Oktober 1969 zusätz- 
lich belastet. Die jüngste Preisanhebung, die auf 
kostendeckende Erlöse abzielt, war deshalb umso 
dringlicher geworden. Die im Kohlegesetz geforderte 
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Anpassung der Produktionskapazitäten an die Ab- 
satzmöglichkeiten hat kosten- und marktgerechte 
Preise zur Voraussetzung. Zu welchen Fehlentwick- 
lungen eine nicht kosten- und marktorientierte 
Preispolitik führen kann, hat sich in der vergange- 
nen Jahren auf dem Gebiet der Kokereikapazitäten 
gezeigt. 

Eine Ausnutzung der derzeitigen Marktlage kann 
in der Preisentwicklung nicht gesehen werden. Eine 
Monopolstellung, die bei der Preisbildung ausge- 
nutzt werden könnte, ist schon angesichts des Sub- 
stitutionswettbewerbs nicht gegeben. 

4 . Wie vereinbart sich die Aussetzung der Frachthilfe 
für Steinkohle mit chancengleichen Bedingungen 
für revierferne Kraftwerke? 

Die aus konjunkturpolitischen Gründen notwendi- 
gen Haushaltskürzungen haben sich auch bei den 
Kohletiteln im Bundeshaushalt 1970 niedergeschla- 
gen. Die verbliebenen Kohlenmittel mußten deshalb 
auf diejenigen Maßnahmen konzentriert werden, 
die für den Steinkohlenbergbau besonders wir- 
kungsvoll sind. Angesichts dieser Lage war der 
Verzicht auf die Frachthilfe unvermeidbar. Die da- 
mit verbundene Verteuerung der Kohle von bis zu 
2,20 DM/t hat alle revierfernen Verbraucher und 
nicht nur die Kraftwerke betroffen. Der Deutsche 
Bundestag hat die Begründung der Bundesregierung 
anerkannt und Anträge auf Wiedereinführung der 
Frachthilfe mit Mehrheit abgelehnt. 

In der Frage wird unterstellt, daß die Bundesregie- 
rung das Ziel verfolgte, Steinkohlenkraftwerke an 
verschiedenen Standorten chancengleich zu stellen. 
Ein solches Ziel wäre angesichts des Strukturwan- 
dels im Energiebereich wirtschaftlich nicht sinnvoll. 
In den revierfernen Gebieten hat sich schon in den 
vergangenen Jahren in der Elektrizitätswirtschaft 
ein Übergang zu kostengünstigeren Energieträgern 
wie Heizöl und Erdgas vollzogen. Die Kostenstruk- 
tur wurde davon positiv beeinflußt. Diese Entwick- 
lung wird sich künftig verstärkt fortsetzen. 

5. Ist die Bundesregierung bereit, die Ölpreiserhö- 
hungen der Minerölgesellschaften im Laufe des 
Jahres 1970 stillschweigend hinzunehmen? 

Nach den bisherigen Erfahrungen hat der starke 
Wettbewerb zwischen der Vielzahl der auf dem 
deutschen Markt tätigen potenten Mineralölgesell- 
schaften jeweils zu der peisgünstigsten Versorgung 
der Bundesrepublik Deutschland geführt. Auch in 
Zeiten der Verknappung ist von dem Faktor des 
Wettbewerbs, in dem die eigenen Interessen der 
einzelnen Mineralölgesellschaften auf Erweiterung 
und Festigung ihres zukünftigen Marktanteils zur 
Geltung kommen, eher ein niedriges Preisniveau 
zu erwarten, als von etwaigen staatlichen Eingriffen 


in die Preisbildung. Die Bundesregierung wird daher 
in dieser Situation alles tun, um den Wettbewerb 
weiter zum Tragen zu bringen. 

Die Bundesregierung wird prüfen, wie das Angebot 
an Mineralölerzeugnissen kurzfristig durch erhöhte 
Importe weiter vergrößert werden kann. Bereits im 
August hat sie das Einfuhrkontingent für Mittel- 
destillate (leichtes Heizöl und Dieselkraftstoff) aus 
der Sowjetunion um 450 000 t auf 1,95 Millionen t 
erhöht. 

Unter langfristigen Aspekten kommt in dieser Hin- 
sicht auch der Verbesserung der Wettbewerbsposi- 
tion der in der DEMINEX zusammengeschlossenen 
deutschen Mineralölgesellschaften erhebliche Bedeu- 
tung zu. Die Bundesregierung wird deshalb der Ver- 
wirklichung des von ihr beschlossenen Starthilfe- 
programms für die DEMINEX besondere Aufmerk- 
samkeit widmen. 


6. Wie stellt sich die Bundesregierung in dieser 
Situation zum Auslaufen der Heizölsteuer? 

Die Bundesregierung wird in Kürze über die Fort- 
führung der Heizölsteuer über den 30. April 1971 
hinaus beschließen. 

Sie sieht die Frage der Verlängerung der Heizöl- 
steuer in einem umfassenden energiepolitischen 
Rahmen. Der Heizölsteuer kommt auch heute noch 
eine gewisse Finanzierungs- und Schutz funktion 
zugunsten des Steinkohlenbergbaus zu. Die ver- 
änderte Versorgungsstruktur der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere ihre ohnehin zunehmende 
Orientierung auf Importenergien, stellt die Bundes- 
regierung vor neue Aufgaben, die erhebliche finan- 
zielle Belastungen des Bundes mit sich bringen 
werden. Im Vordergrund stehen dabei Maßnahmen 
zur Verbesserung und Sicherung der Mineralölver- 
sorgung. Neben diesen Aspekten werden aber auch 
die Verbraucherinteressen in die Beurteilung einbe- 
zogen werden. 

Unter Abwägung dieser Gesichtspunkte prüft die 
Bundesregierung sorgfältig, ob und gegebenenfalls 
in welchem Umfang eine Degression des Steuer- 
satzes für das schwere Heizöl möglich ist. 


7. Was gedenkt die Bundesregierung gegen eine dro- 
hende Ausschaltung des Wettbewerbs auf dem 
von den gleichen Gesellschaften beherrschten Heiz- 
öl- und Erdgasmarkt zu tun? 

Die Bundesregierung ist darum bemüht, den Eintritt 
neuer Anbieter in den deutschen Erdgasmarkt zu 
fördern. Ein wesentlicher Schritt in diese Richtung 
ist der am 1. Februar d. J. zwischen der Ruhrgas 
und der Sojusnefteexport Moskau abgeschlossene 
Erdgasliefervertrag. Sein Einfluß ist schon jetzt 
spürbar. 
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Die starke Position, über die einige wenige Gesell- 
schaften z. Z. auf dem deutschen Erdgasmarkt ver- 
fügen, erfordert ein besonders verantwortungsbe- 
wußtes Marktverhalten dieser Unternehmen. Die 
Bundesregierung bemüht sich ihrerseits, durch die 
Verhinderung von Wettbewerbsbeschränkungen im 
Rahmen des Kartellgesetzes den Wettbewerb zu 
sichern, Das Kartelirccht gibt z. Z. nur beschränkte 
Möglichkeiten in Fällen, in denen dieselben Unter- 
nehmen auf Substitutionsmärkten tätig sind, Wett- 
bewerbsbeschränkungen abzuwehren. Die Bundes- 
regierung hat daher in ihrer Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 eine Novellierung des Kartell- 
gesetzes angekündigt. Schwerpunkte der Novelle 
sind die Einführung einer Zusammenschlußkontrolle 
sowie die Verschärfung der Mißbrauchsaufsicht 
über marktbehcrrscliende Unternehmen. Bei der 
Verschärfung der Mißbrauchsaufsicht soll gerade die 
Interdependenz von Märkten mehr als bisher be- 
rücksichtigt werden. 

In die gleiche Richtung zielt auch die Absicht der 
Bundesregierung, den generellen Rechtsschutz für 
Demarkationsverträge in der Versorgungswirtschaft 
aufzuheben. Demarkationsverträge sollen im Einzel- 
fall der Genehmigung bedürfen. 


8. Wie vereinbart sich die Koppelung von Erdgas- 
bezugspreisen an S-Hcizöl mit der Wertsichorungs- 
klausel des WahrungsgeseLzes und den Wettbe- 
wcrlisbestimmungen des Karteiigesetzes? 


Eine generelle Koppelung der Erdgasbezugspreise 
an die Konkurrenzenergie Heizöl ist aus wettbe- 
werbspolitischer Sicht grundsätzlich unerwünscht. 
Sie würde eine eigenständige Erdgaspreispolitik in 
Frage stellen. Der Unterausschuß Versorgungswirt- 
schaft der Kartellbehörden des Bundes und der 
Länder sowie das Bundeskartellamt sind mit der 
Sache befaßt. 


Die Bindung des Erdgasbezugspreises an den Preis 
für S-Heizöl wird nach Auffassung der Deutschen 
Bundesbank, in deren Zuständigkeit die Genehmi- 
gung von Wertsicherungskiausein fällt, von § .3 
des Vv^ährungsgesetzes nicht erfaßt. Bei diesen Gü- 
tern handelt es sich nicht um andersartige, sondern 
um gleichartige; die Bezugnahme zwischen gleich- 
artigen Gütern wird aber von der Rechtsprechung 
als genehmigungsfreie Spannungsklausel angesehen. 


9. Wie gedenkt die Bundesregierung unter diesen 
Bedingungen ihre Absicht zu realisieren, Erdgas 
als unabhängigen Wettbewerber auf dem Rohener- 
giemarkt einzuführen? 

Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. 


10. Was gedenkt die Bundesregierung gegen eine dro- 
hende Funktionsunfähigkeit der öffentlichen Strom- 
versorgung zu tun, nachdem deren Rentabilität 
durch die Preisentwicklung auf dem Rohenergie- 
markt ernsthaft in Frage gestellt ist? 

Die Bundesregierung hält die Rentabilität der öffent- 
lichen Stromversorgung durch die bisherige Preis- 
entwicklung auf dem Rohenergiemarkt nicht für 
gefährdet. Sie gründet ihre Auffassung auf die un- 
verändert günstige Absatzentv/icklung und die da- 
mit verbundene bessere Auslastung der Kraftwerks- 
und Stromverteilungskapazität. 

Von einer drohenden Funktionsunfähigkeit der 
öffentlichen Stromversorgung kann auf absehbare 
Zeit auch deshalb keine Rede sein, da die Anlagen 
stetig und gut ausgebaut worden sind und die Vor- 
räte an Primärenergie z. Z. sogar über den Erfah- 
rungswerten der Vorjahre liegen. 

In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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